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I
Seit dem 13. Juni 1954 wird vor dem VI. Strafsenat 

des Bundesgerichtshofs in Karlsruhe ein Prozeß wegen 
Hochverrats und Staatsgefährdung gegen die deutschen 
Patrioten Oskar N e u m a n n ,  Karl D i c k e l  und Emil 
B e c h 11 e verhandelt. Am 22. Juli 1954 wurden in 
diesem Verfahren durch den Vertreter der Bundes­
staatsanwaltschaft die ungeheuerlichen Strafanträge von 
je fünf Jahren Gefängnis gegen Oskar Neumann und 
Karl Dickel und von drei Jahren Gefängnis gegen Emil 
Bechtle gestellt.

Die Tatsache, daß die diesem Strafprozeß zugrunde 
liegende Anklage von der obersten westdeutschen An­
klagebehörde erhoben und dieser Prozeß vor einem 
höchsten westdeutschen Gericht eröffnet und durchge­
führt werden konnte, verlangt die größte Aufmerksam­
keit der gesamten deutschen Öffentlichkeit, aller um den 
Frieden Europas und ihre Sicherheit besorgten Nach­
barvölker Deutschlands und insbesondere aller demo­
kratischen Juristen im In- und Ausland.

Der Karlsruher Prozeß gegen Neumann, Dickel und 
Bechtle ist der nur schlecht hinter der Form eines 
Strafverfahrens versteckte Versuch des Adenauer-Re­
gimes, in Westdeutschland alle Kämpfer für Frieden 
und europäische Sicherheit, alle Gegner der Remilitari­
sierung Westdeutschlands und der Bildung aggressiver, 
Europa und die Welt zerreißender Blocks wie der EVG 
und des Nordatlantikpaktes, alle Patrioten, die für die 
nationale Selbstbestimmung des deutschen Volkes und 
seine friedliche Wiedervereinigung in einem unabhängi­
gen, friedliebenden Nationalstaat eintreten, alle ehrlichen 
Demokraten einem schrankenlosen Justiz- und Polizei­
terror auszuliefern, sie einzuschüchtern, sie politisch in 
den Augen eines irregeführten Teils der Öffentlichkeit 
zu diffamieren und jede der Adenauer-Regierung und 
ihren amerikanischen Auftraggebern mißliebige Oppo­
sition zu unterdrücken. Dieser Prozeß ist ein von der 
Adenauer-Regierung auf Veranlassung der amerikani­
schen Initiatoren des Kriegspaktsystems von Bonn und 
Paris befohlener direkter Anschlag auf den Frieden in 
Europa und die nationalen und demokratischen Rechte 
des deutschen Volkes. Er ist ein Glied in der Kette der 
zahllosen Rechtsbrüche und Willkürakte des Adenauer- 
Regimes, die es begeht, um seine Politik der Remilitari­
sierung, der Einbeziehung Westdeutschlands in das ag­
gressive amerikanische Kriegspaktsystem gegen den 
Widerstand der überwiegenden Mehrheit des deutschen 
Volkes durchzusetzen.

Die demokratischen und friedliebenden Kräfte des 
deutschen Volkes und seiner Nachbarvölker haben die 
weittragende politische Bedeutung des Karlsruher Pro­
zesses erkannt. In ganz Deutschland hat sich eine breite 
Protestbewegung gegen die Verfolgung der in Karlsruhe 
angeklagten Patrioten entwickelt, in der neben zahllosen 
Werktätigen so bekannte westdeutsche Persönlichkeiten 
wie der Altreichskanzler Dr. Joseph Wirth, Frau 
v. Kardorff-Oheimb, der sozialdemokratische Münchner 
Oberbürgermeister Thomas Wimmer und viele andere 
ihre Stimme erheben. In Berlin hat sich aus ernster 
Verantwortung und in tiefer Besorgnis um Recht und 
Gesetzlichkeit eine Juristische Kommission unter dem 
Vorsitz von Prof. Dr. Karl Steinhoff zur Überwachung

dieses Prozesses konstituiert, vor der neben führenden 
deutschen Politikern und Rechtswissenschaftlern inter­
national anerkannte Völkerrechtler wie Abbe Boulier 
(Frankreich) und Prof. Dr. Brandweiner (Österreich) als 
Sachverständige aufgetreten sind. Die internationale 
demokratische Presse verfolgt sowohl den Karlsruher 
Prozeß wie das Gegenverfahren vor der Juristischen 
Kommission in Berlin mit größter Aufmerksamkeit. Es 
zeigt sich, daß die ganze demokratische Weltöffentlich­
keit in dem Karlsruher Prozeß mit Recht das sieht, was 
der Generalsekretär der Kommunistischen Partei Frank­
reichs, Jacques Duclos, im Namen des Zentralkomitees 
der Partei in seiner Solidaritäts-Botschaft an Oskar 
Neumann zum Ausdruck brachte:

„Der Prozeß, der gegen Sie angestrengt wurde, 
trägt den Charakter eines Prozesses gegen die Ver­
teidigung des Friedens in Deutschland, eines Pro­
zesses gegen die Volksopposition zur EVG, d. h. 
gegen die Opposition der friedliebenden Deutschen 
gegen die Wiedererrichtung einer revanchelüsternen 
Wehrmacht.

Die Anklage, die gegen Sie erhoben wurde, unter­
streicht die Tatsache, daß Westdeutschland sich 
unter dem Einfluß der amerikanischen McCharthys 
in wachsendem Maße in einem Faschisierungsprozeß 
befindet, Ihr Prozeß zeigt den Entschluß der Aden­
auer-Regierung, die KPD außerhalb des Gesetzes 
zu stellen, weil sie für die Wiedervereinigung eines 
friedlichen und demokratischen Deutschland kämpft. 
Die Regierung von Bonn will auf diese Weise zu­
erst die besten Patrioten, die Kommunisten, treffen, 
um dann gegen die Sozialisten, gegen alle Patrioten 
und Demokraten vorzugehen.“

Der Karlsruher Prozeß stellt sowohl seinem Gegen­
stand wie der Methode seiner Durchführung nach eine 
derartig eklatante Verletzung aller rechtsstaatlichen 
Prinzipien und grundlegender Normen des internatio­
nalen und westdeutschen Rechts dar, daß in ihm der 
fortgeschrittene Faschisierungsprozeß des Adenauer- 
Regimes und die Entwicklung Westdeutschlands zu ei­
nem klerikalen Polizeistaat für jedermann offenkundig 
wird. Er beweist erneut den gesetzmäßigen Zusammen­
hang, der zwischen Imperialismus, Militarisierung und 
aggressiver Kriegsvorbereitung auf der einen Seite und 
der Vernichtung aller Elemente der formalen bürger­
lichen Demokratie auf der anderen Seite besteht. Die 
Juristische Kommission zur Überwachung des Karls­
ruher Prozesses in Berlin stellte deshalb in ihrer 
Sitzung vom 23. Juni 1954 fest:

„Wir stehen somit vor der alarmierenden Tat­
sache, daß höchste westdeutscne Gerichte offen den 
Boden von Recht und Gesetzlichkeit verlassen 
haben und mit dazu beitragen, die Reste aller 
Rechtsstaatlichkeit in Westdeutschland zu beseiti­
gen. Sie stellen sich vorbehaltlos in den Dienst der 
Regierungspolitik Adenauers, die im Interesse der 
Militarisierung und Kriegsvorbereitung die demo­
kratischen Rechte und Freiheiten der Bürger unter­
drückt und ein offenes Willkürregime in West­
deutschland errichtet.“
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